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Nachfolgend sind die Straftatbestände abge-
druckt, die in Fällen sexualisierter Gewalt durch 
Mitarbeitende der Kirche zur Anwendung kom-
men können.
 
§ 174 Sexueller Missbrauch 
von Schutzbefohlenen
(1) Wer sexuelle Handlungen
1. an einer Person unter sechzehn Jahren, die 

ihm zur Erziehung, zur Ausbildung oder zur 
Betreuung in der Lebensführung anvertraut 
ist,

2. an einer Person unter achtzehn Jahren, die 
ihm zur Erziehung, zur Ausbildung oder zur 
Betreuung in der Lebensführung anvertraut 
oder im Rahmen eines Dienst- oder Ar-
beitsverhältnisses untergeordnet ist, unter 
Missbrauch einer mit dem Erziehungs-, Aus-
bildungs-, Betreuungs-, Dienst- oder Arbeits-
verhältnis verbundenen Abhängigkeit oder

3. an seinem noch nicht achtzehn Jahre alten 
leiblichen oder angenommenen Kind vor-
nimmt oder an sich von dem Schutzbefohle-
nen vornehmen lässt, wird mit Freiheitsstrafe 
von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft.

(2) Wer unter den Voraussetzungen des Absatzes 
1 Nr. 1 bis 3

1. sexuelle Handlungen vor dem Schutzbefoh-
lenen vornimmt oder

2. den Schutzbefohlenen dazu bestimmt, dass er 
sexuelle Handlungen vor ihm vornimmt, um 
sich oder den Schutzbefohlenen hierdurch 
sexuell zu erregen, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(3) Der Versuch ist strafbar.
(4) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 oder des 

1. Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung

Die Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung sind in den §§ 
174ff. des Strafgesetzbuchs (StGB) 
geregelt. Für die Verfolgung von 
Straftaten sind ausschließlich die 
staatlichen Strafverfolgungsbehör-
den, also die Staatsanwaltschaften, 
zuständig. Die Gliedkirchen der EKD 
haben sich im Rahmen des Runden 
Tisches „Sexueller Kindesmissbrauch 
in Abhängigkeits- und Machtverhält-
nissen in privaten und öffentlichen 
Einrichtungen und im privaten Be-
reich“ verpflichtet, in allen Fällen 
sexualisierter Gewalt unverzüglich 
die Strafverfolgungsbehörden ein-
zuschalten. Verantwortlich dafür 
sind die Superintendenten und Su-
perintendentinnen und das Landes-
kirchenamt. In allen Fällen, in denen 
der Verdacht sexualisierter Gewalt 
besteht, ist daher sofort der Super-
intendent oder die Superintendentin 
zu verständigen. Dieser oder diese 
leitet in Abstimmung mit dem Lan-
deskirchenamt die erforderlichen 
Schritte ein. Auch über Anfragen 
oder Ermittlungen der Kriminalpo-
lizei oder der Staatsanwaltschaft ist 
sofort der Superintendent oder die 
Superintendentin zu unterrichten. 
Er oder sie sorgt in Abstimmung 
mit dem Landeskirchenamt für die 
weitere Abstimmung des Vorgehens 
zwischen den staatlichen und den 
kirchlichen Stellen. 

Absatzes 2 in Verbindung mit Absatz 1 Nr. 1 
kann das Gericht von einer Bestrafung nach 
dieser Vorschrift absehen, wenn bei Berück-
sichtigung des Verhaltens des Schutzbefoh-
lenen das Unrecht der Tat gering ist.

§ 174c Sexueller Missbrauch unter 
Ausnutzung eines Beratungs-, 
Behandlungs- oder Betreuungsverhältnisses
(1) Wer sexuelle Handlungen an einer Person, die 

ihm wegen einer geistigen oder seelischen 
Krankheit oder Behinderung einschließlich 
einer Suchtkrankheit oder wegen einer kör-
perlichen Krankheit oder Behinderung zur 
Beratung, Behandlung oder Betreuung an-
vertraut ist, unter Missbrauch des Beratungs-, 
Behandlungs- oder Betreuungsverhältnisses 
vornimmt oder an sich von ihr vornehmen 
lässt, wird mit Freiheitsstrafe von drei Mona-
ten bis zu fünf Jahren bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer sexuelle Handlun-
gen an einer Person, die ihm zur psychothe-
rapeutischen Behandlung anvertraut ist, un-
ter Missbrauch des Behandlungsverhältnisses 
vornimmt oder an sich von ihr vornehmen 
lässt.

(3) Der Versuch ist strafbar.

§ 176 Sexueller Missbrauch 
von Kindern
(1) Wer sexuelle Handlungen an ei-

ner Person unter vierzehn Jahren 
(Kind) vornimmt oder an sich von 
dem Kind vornehmen lässt, wird 
mit Freiheitsstrafe von sechs Mo-
naten bis zu zehn Jahren bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer ein 
Kind dazu bestimmt, dass es sexu-
elle Handlungen an einem Dritten 
vornimmt oder von einem Dritten 
an sich vornehmen lässt.

(3) In besonders schweren Fällen 
ist auf Freiheitsstrafe nicht unter  
einem Jahr zu erkennen.

(4) Mit Freiheitsstrafe von drei  
Monaten bis zu fünf Jahren wird 
bestraft, wer

1. sexuelle Handlungen vor einem 
Kind vornimmt,

2. ein Kind dazu bestimmt, dass es 
sexuelle Handlungen vornimmt, 
soweit die Tat nicht nach Absatz 1 
oder Absatz 2 mit Strafe bedroht 
ist, 

3. auf ein Kind durch Schriften (§ 11 
Abs. 3) einwirkt, um es zu sexuel-

ccc
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len Handlungen zu bringen, die es 
an oder vor dem Täter oder einem 
Dritten vornehmen oder von dem 
Täter oder einem Dritten an sich 
vornehmen lassen soll, oder

4. auf ein Kind durch Vorzeigen por-
nographischer Abbildungen oder 
Darstellungen, durch Abspielen 
von Tonträgern pornographischen 
Inhalts oder durch entsprechende 
Reden einwirkt.

(5) Mit Freiheitsstrafe von drei Mo-
naten bis zu fünf Jahren wird be-
straft, wer ein Kind für eine Tat 
nach den Absätzen 1 bis 4 anbie-
tet oder nachzuweisen verspricht 
oder wer sich mit einem anderen 
zu einer solchen Tat verabredet.

(6) Der Versuch ist strafbar; dies gilt 
nicht für Taten nach Absatz 4 Nr. 
3 und 4 und Absatz 5.

§ 176a Schwerer sexueller 
Missbrauch von Kindern
(1) Der sexuelle Missbrauch von Kin-

dern wird in den Fällen des § 176 
Abs. 1 und 2 mit Freiheitsstrafe 
nicht unter einem Jahr bestraft, 
wenn der Täter innerhalb der 
letzten fünf Jahre wegen einer 
solchen Straftat rechtskräftig ver-
urteilt worden ist.

(2) Der sexuelle Missbrauch von Kin-
dern wird in den Fällen des § 176 
Abs. 1 und 2 mit Freiheitsstrafe 
nicht unter zwei Jahren bestraft, 

wenn
1. eine Person über achtzehn Jahren mit dem 

Kind den Beischlaf vollzieht oder ähnliche se-
xuelle Handlungen an ihm vornimmt oder an 
sich von ihm vornehmen lässt, die mit einem 
Eindringen in den Körper verbunden sind,

2. die Tat von mehreren gemeinschaftlich be-
gangen wird oder

3. der Täter das Kind durch die Tat in die Gefahr 
einer schweren Gesundheitsschädigung oder 
einer erheblichen Schädigung der körperli-
chen oder seelischen Entwicklung bringt.

(3) Mit Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren 
wird bestraft, wer in den Fällen des § 176 
Abs. 1 bis 3, 4 Nr. 1 oder Nr. 2 oder des § 
176 Abs. 6 als Täter oder anderer Beteiligter 
in der Absicht handelt, die Tat zum Gegen-
stand einer pornographischen Schrift (§ 11 
Abs. 3) zu machen, die nach § 184b Abs. 1 
bis 3 verbreitet werden soll.

(4) In minder schweren Fällen des Absatzes 1 ist 
auf Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu 
fünf Jahren, in minder schweren Fällen des 
Absatzes 2 auf Freiheitsstrafe von einem Jahr 
bis zu zehn Jahren zu erkennen.

(5) Mit Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren 
wird bestraft, wer das Kind in den Fällen 
des § 176 Abs. 1 bis 3 bei der Tat körperlich 
schwer misshandelt oder durch die Tat in die 
Gefahr des Todes bringt.

(6) In die in Absatz 1 bezeichnete Frist wird die 
Zeit nicht eingerechnet, in welcher der Täter 
auf behördliche Anordnung in einer Anstalt 
verwahrt worden ist. Eine Tat, die im Ausland 
abgeurteilt worden ist, steht in den Fällen des 
Absatzes 1 einer im Inland abgeurteilten Tat 

gleich, wenn sie nach deutschem Strafrecht 
eine solche nach § 176 Abs. 1 oder 2 wäre.

§ 176b Sexueller Missbrauch von 
Kindern mit Todesfolge
Verursacht der Täter durch den sexuellen Miss-
brauch (§§ 176 und 176a) wenigstens leichtfertig 
den Tod des Kindes, so ist die Strafe lebenslange 
Freiheitsstrafe oder Freiheitsstrafe nicht unter 
zehn Jahren.

§ 177 Sexuelle Nötigung, Vergewaltigung
(1) Wer eine andere Person
1. mit Gewalt,
2. durch Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für 

Leib oder Leben oder
3. unter Ausnutzung einer Lage, in der das Opfer 

der Einwirkung des Täters schutzlos ausgelie-
fert ist, nötigt, sexuelle Handlungen des Täters 
oder eines Dritten an sich zu dulden oder an 
dem Täter oder einem Dritten vorzunehmen, 
wird mit Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr 
bestraft.

(2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe 
Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren. Ein 
besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, 
wenn

1. der Täter mit dem Opfer den Beischlaf vollzieht 
oder ähnliche sexuelle Handlungen an dem 
Opfer vornimmt oder an sich von ihm vorneh-
men lässt, die dieses besonders erniedrigen, 
insbesondere, wenn sie mit einem Eindringen 
in den Körper verbunden sind (Vergewalti-
gung), oder

2. die Tat von mehreren gemeinschaftlich began-
gen wird.

(3) Auf Freiheitsstrafe nicht unter drei 
Jahren ist zu erkennen, wenn der 
Täter

1. eine Waffe oder ein anderes 
gefährliches Werkzeug bei sich 
führt,

2. sonst ein Werkzeug oder Mittel 
bei sich führt, um den Widerstand 
einer anderen Person durch Ge-
walt oder Drohung mit Gewalt zu 
verhindern oder zu überwinden, 
oder

3. das Opfer durch die Tat in die Ge-
fahr einer schweren Gesundheits-
schädigung bringt.

(4) Auf Freiheitsstrafe nicht unter 
fünf Jahren ist zu erkennen, wenn 
der Täter

1. bei der Tat eine Waffe oder ein 
anderes gefährliches Werkzeug 
verwendet oder

2. das Opfer
a) bei der Tat körperlich schwer miss-

handelt oder
b) durch die Tat in die Gefahr des 

Todes bringt.
(5) In minder schweren Fällen des 

Absatzes 1 ist auf Freiheitsstrafe 
von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren, in minder schweren Fällen 
der Absätze 3 und 4 auf Freiheits-
strafe von einem Jahr bis zu zehn 
Jahren zu erkennen.
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§ 178 Sexuelle Nötigung und 
Vergewaltigung mit Todesfolge
Verursacht der Täter durch die sexuelle Nöti-
gung oder Vergewaltigung (§ 177) wenigstens 
leichtfertig den Tod des Opfers, so ist die Strafe 
lebenslange Freiheitsstrafe oder Freiheitsstrafe 
nicht unter zehn Jahren.

§ 182 Sexueller Missbrauch 
von Jugendlichen
(1) Wer eine Person unter achtzehn Jahren da-

durch missbraucht, dass er unter Ausnutzung 
einer Zwangslage

1. sexuelle Handlungen an ihr vornimmt oder an 
sich von ihr vornehmen lässt oder

2. diese dazu bestimmt, sexuelle Handlungen an 
einem Dritten vorzunehmen oder von einem 
Dritten an sich vornehmen zu lassen, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft.

(2) Ebenso wird eine Person über achtzehn Jah-
ren bestraft, die eine Person unter achtzehn 
Jahren dadurch missbraucht, dass sie gegen 
Entgelt sexuelle Handlungen an ihr vornimmt 
oder an sich von ihr vornehmen lässt.

(3) Eine Person über einundzwanzig Jahre, die 
eine Person unter sechzehn Jahren dadurch 
missbraucht, dass sie 

1. sexuelle Handlungen an ihr vornimmt oder an 
sich von ihr vornehmen lässt oder

2. diese dazu bestimmt, sexuelle Handlungen an 
einem Dritten vorzunehmen oder von einem 
Dritten an sich vornehmen zu lassen, und 
dabei die fehlende Fähigkeit des Opfers zur 
sexuellen Selbstbestimmung ausnutzt, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 

Geldstrafe bestraft.
(4) Der Versuch ist strafbar.
(5) In den Fällen des Absatzes 3 wird 

die Tat nur auf Antrag verfolgt, 
es sei denn, dass die Strafverfol-
gungsbehörde wegen des beson-
deren öffentlichen Interesses an 
der Strafverfolgung ein Einschrei-
ten von Amts wegen für geboten 
hält.

(6) In den Fällen der Absätze 1 bis 3 
kann das Gericht von Strafe nach 
diesen Vorschriften absehen, 
wenn bei Berücksichtigung des 
Verhaltens der Person, gegen die 
sich die Tat richtet, das Unrecht 
der Tat gering ist.

§ 183 Exhibitionistische 
Handlungen
(1) Ein Mann, der eine andere Per-

son durch eine exhibitionistische 
Handlung belästigt, wird mit Frei-
heitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
mit Geldstrafe bestraft.

(2) Die Tat wird nur auf Antrag ver-
folgt, es sei denn, dass die Straf-
verfolgungsbehörde wegen des 
besonderen öffentlichen Inter-
esses an der Strafverfolgung ein 
Einschreiten von Amts wegen für 
geboten hält.

(3) Das Gericht kann die Vollstre-
ckung einer Freiheitsstrafe auch 
dann zur Bewährung aussetzen, 
wenn zu erwarten ist, dass der 

Täter erst nach einer längeren Heilbehand-
lung keine exhibitionistischen Handlungen 
mehr vornehmen wird.

(4) Absatz 3 gilt auch, wenn ein Mann oder eine 
Frau wegen einer exhibitionistischen Hand-
lung

1. nach einer anderen Vorschrift, die im Höchst-
maß Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
Geldstrafe androht, oder

2. nach § 174 Abs. 2 Nr. 1 oder § 176 Abs. 4 Nr. 
1 bestraft wird.

§ 183a Erregung öffentlichen 
Ärgernisses
Wer öffentlich sexuelle Handlungen vornimmt 
und dadurch absichtlich oder wissentlich ein 
Ärgernis erregt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft, wenn 
die Tat nicht in § 183 mit Strafe bedroht ist.

§ 184 Verbreitung 
pornographischer Schriften
(1) Wer pornographische Schriften (§ 11 Abs. 3)
1. einer Person unter achtzehn Jahren anbietet, 

überlässt oder zugänglich macht,
2. an einem Ort, der Personen unter achtzehn 

Jahren zugänglich ist oder von ihnen einge-
sehen werden kann, ausstellt, anschlägt, vor-
führt oder sonst zugänglich macht,

3. im Einzelhandel außerhalb von Geschäftsräu-
men, in Kiosken oder anderen Verkaufsstel-
len, die der Kunde nicht zu betreten pflegt, 
im Versandhandel oder in gewerblichen Leih-
büchereien oder Lesezirkeln einem anderen

 anbietet oder überlässt, 
3a. im Wege gewerblicher Vermietung oder 

vergleichbarer gewerblicher Ge-
währung des Gebrauchs, ausge-
nommen in Ladengeschäften, die 
Personen unter achtzehn Jahren 
nicht zugänglich sind und von 
ihnen nicht eingesehen werden 
können, einem anderen anbietet 
oder überlässt,

4. im Wege des Versandhandels ein-
zuführen unternimmt,

5. öffentlich an einem Ort, der Per-
sonen unter achtzehn Jahren 
zugänglich ist oder von ihnen 
eingesehen werden kann, oder 
durch Verbreiten von Schriften 
außerhalb des Geschäftsverkehrs 
mit dem einschlägigen Handel 
anbietet, ankündigt oder anpreist,

6. an einen anderen gelangen lässt, 
ohne von diesem hierzu aufgefor-
dert zu sein,

7. in einer öffentlichen Filmvorfüh-
rung gegen ein Entgelt zeigt, das 
ganz oder überwiegend für diese 
Vorführung verlangt wird,

8. herstellt, bezieht, liefert, vorrä-
tig hält oder einzuführen unter-
nimmt, um sie oder aus ihnen 
gewonnene Stücke im Sinne der 
Nummern 1 bis 7 zu verwenden 
oder einem anderen eine solche 
Verwendung zu ermöglichen, 
oder

9. auszuführen unternimmt, um 
sie oder aus ihnen gewonnene 
Stücke im Ausland unter Verstoß 
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gegen die dort geltenden Straf-
vorschriften zu verbreiten oder 
öffentlich zugänglich zu machen 
oder eine solche Verwendung zu 
ermöglichen, wird mit Freiheits-
strafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bestraft.

(2) Absatz 1 Nr. 1 ist nicht anzuwen-
den, wenn der zur Sorge für die 
Person Berechtigte handelt; dies 
gilt nicht, wenn der Sorgeberech-
tigte durch das Anbieten, Über-
lassen oder Zugänglichmachen 
seine Erziehungspflicht gröblich 
verletzt. Absatz 1 Nr. 3a gilt 
nicht, wenn die Handlung im Ge-
schäftsverkehr mit gewerblichen 
Entleihern erfolgt. (3) bis (7) (weg-
gefallen)

§ 184a Verbreitung gewalt- oder 
tierpornographischer Schriften
Wer pornographische Schriften (§ 11 
Abs. 3), die Gewalttätigkeiten oder 
sexuelle Handlungen von Menschen 
mit Tieren zum Gegenstand haben,
1. verbreitet,
2. öffentlich ausstellt, anschlägt, 

vorführt oder sonst zugänglich 
macht oder

3. herstellt, bezieht, liefert, vorrätig 
hält, anbietet, ankündigt, an-
preist, einzuführen oder auszu-
führen unternimmt, um sie oder 
aus ihnen gewonnene Stücke im 
Sinne der Nummer 1 oder Num-

mer 2 zu verwenden oder einem anderen 
eine solche Verwendung zu ermöglichen, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft.

§ 184b Verbreitung, Erwerb und Besitz 
kinderpornographischer Schriften
(1) Wer pornographische Schriften (§ 11 Abs. 3),
 die sexuelle Handlungen von, an oder vor  

Kindern (§ 176 Abs. 1) zum Gegenstand ha-
ben (kinderpornographische Schriften),

1. verbreitet,
2. öffentlich ausstellt, anschlägt, vorführt oder 

sonst zugänglich macht oder
3. herstellt, bezieht, liefert, vorrätig hält, anbie-

tet, ankündigt, anpreist, einzuführen oder 
auszuführen unternimmt, um sie oder aus 
ihnen gewonnene Stücke im Sinne der Num-
mer 1 oder Nummer 2 zu verwenden oder 
einem anderen eine solche Verwendung zu 
ermöglichen, wird mit Freiheitsstrafe von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer es unternimmt, 
einem anderen den Besitz von kinderporno-
graphischen Schriften zu verschaffen, die ein 
tatsächliches oder wirklichkeitsnahes Gesche-
hen wiedergeben.

(3) In den Fällen des Absatzes 1 oder des Ab-
satzes 2 ist auf Freiheitsstrafe von sechs Mo-
naten bis zu zehn Jahren zu erkennen, wenn 
der Täter gewerbsmäßig oder als Mitglied 
einer Bande handelt, die sich zur fortgesetz-
ten Begehung solcher Taten verbunden hat, 
und die kinderpornographischen Schriften ein 
tatsächliches oder wirklichkeitsnahes Gesche-
hen wiedergeben.

(4) Wer es unternimmt, sich den Besitz von kin-
derpornographischen Schriften zu verschaf-
fen, die ein tatsächliches oder wirklichkeits-
nahes Geschehen wiedergeben, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. Ebenso wird bestraft, wer 
die in Satz 1 bezeichneten Schriften besitzt.

(5) Die Absätze 2 und 4 gelten nicht für Hand-
lungen, die ausschließlich der Erfüllung recht-
mäßiger dienstlicher oder beruflicher Pflich-
ten dienen.

(6) In den Fällen des Absatzes 3 ist § 73d an-
zuwenden. Gegenstände, auf die sich eine 
Straftat nach Absatz 2 oder Absatz 4 bezieht, 
werden eingezogen. § 74a ist anzuwenden.

§ 184c Verbreitung, Erwerb und Besitz 
jugendpornographischer Schriften
(1) Wer pornographische Schriften (§ 11 Abs. 3), 

die sexuelle Handlungen von, an oder vor Per-
sonen von vierzehn bis achtzehn Jahren zum 
Gegenstand haben (jugendpornographische 
Schriften),

1. verbreitet,
2. öffentlich ausstellt, anschlägt, vorführt oder 

sonst zugänglich macht oder
3. herstellt, bezieht, liefert, vorrätig hält, anbie-

tet, ankündigt, anpreist, einzuführen oder 
auszuführen unternimmt, um sie oder aus 
ihnen gewonnene Stücke im Sinne der Num-
mer 1 oder Nummer 2 zu verwenden oder 
einem anderen eine solche Verwendung zu 
ermöglichen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer es unternimmt, 
einem anderen den Besitz von jugendpor-

nographischen Schriften zu ver-
schaffen, die ein tatsächliches 
oder wirklichkeitsnahes Gesche-
hen wiedergeben.

(3) In den Fällen des Absatzes 1 oder 
des Absatzes 2 ist auf Freiheits-
strafe von drei Monaten bis zu 
fünf Jahren zu erkennen, wenn 
der Täter gewerbsmäßig oder als 
Mitglied einer Bande handelt, die 
sich zur fortgesetzten Begehung 
solcher Taten verbunden hat, 
und die jugendpornographischen 
Schriften ein tatsächliches oder 
wirklichkeitsnahes Geschehen 
wiedergeben.

(4) Wer es unternimmt, sich den Be-
sitz von jugendpornographischen 
Schriften zu verschaffen, die ein 
tatsächliches Geschehen wieder-
geben, oder wer solche Schriften 
besitzt, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
bestraft. Satz 1 ist nicht anzuwen-
den auf Handlungen von Perso-
nen in Bezug auf solche jugend-
pornographischen Schriften, die 
sie im Alter von unter achtzehn 
Jahren mit Einwilligung der dar-
gestellten Personen hergestellt 
haben.

(5) § 184b Abs. 5 und 6 gilt entspre-
chend.
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In einem Beschluss vom 24. März 
2011 hat die Kirchenkonferenz der 
EKD noch einmal ausdrücklich fest-
gestellt, dass sie Täter eines sexuel-
len Missbrauchs oder einer Straftat, 
die den Tatbestand der Kinder- und 
Jugendpornographie erfüllt, für den 
kirchlichen Dienst nicht für geeignet 
hält. In Fällen sexualisierter Gewalt 
durch Pastoren oder Pastorinnen 
ist daher ein Disziplinarverfahren 
einzuleiten. Dafür ist das Landeskir-
chenamt zuständig. Bei privatrecht-
lich Beschäftigten ist eine fristlose 
Kündigung durch den jeweiligen 
Arbeitgeber angezeigt. Ehrenamt-
lich Mitarbeitenden ist die weitere 
Mitarbeit zu untersagen. 

In allen Fällen, in denen der Ver-
dacht sexualisierter Gewalt besteht, 
ist daher sofort der Superintendent 
oder die Superintendentin zu ver-
ständigen. Dieser oder diese sorgt, 
ggf. mit Unterstützung durch das 

Kirchenamt oder Kirchenkreisamt, nicht nur für 
die erforderlichen dienst- oder arbeitsrechtlichen 
Maßnahmen. Er oder sie leitet in Abstimmung 
mit dem Landeskirchenamt auch die anderen 
erforderlichen Schritte ein:
› Er oder sie sorgt für die Unterstützung und 

seelsorgliche Begleitung derer, die von sexua-
lisierter Gewalt durch Mitarbeitende der Kirche 
betroffen sind. 

› Er oder sie unterrichtet die kirchlichen Gremien, 
in deren Verantwortungsbereich sich ein Fall 
sexualisierter Gewalt ereignet hat.

› Er oder sie regelt in Abstimmung mit der Pres-
sestelle der Landeskirche, wann und wie die 
Öffentlichkeit und die Presse unterrichtet wer-
den. Ohne Abstimmung mit dem Superinten-
denten oder der Superintendentin dürfen keine 
öffentlichen Erklärungen abgegeben werden. 

› Er oder sie sorgt bei Bedarf für die seelsorgliche 
Begleitung der Person, die unter dem Verdacht 
steht, sexualisierte Gewalt ausgeübt zu haben. 

Das kirchliche Disziplinarrecht ist im Diszipli-
nargesetz der EKD geregelt. Nachfolgend die 
wichtigsten Bestimmungen:

§ 9 Arten der Disziplinarmaßnahmen
(1) Disziplinarmaßnahmen sind:
1. Verweis (§ 10),
2. Geldbuße (§ 11),
3. Kürzung der Bezüge (§ 12),
4. Zurückstufung (§ 13),
5.Amtsenthebung zur Versetzung auf eine 
  andere Stelle (§ 14 ),
6. Amtsenthebung unter Versetzung 
 in den Wartestand (§ 15),
7. Amtsenthebung unter Versetzung in den 
  Ruhestand (§ 16),
8. Entzug der Rechte aus der Ordination (§ 17),
9. Entfernung aus dem Dienst (§ 18).
(2) Disziplinarmaßnahmen gegen Personen ge-

mäß § 2 Abs. 1, die sich im Wartestand oder 
Ruhestand befinden, sind Verweis, Geldbuße, 
Kürzung der Bezüge und Entfernung aus dem 
Dienst. Disziplinarmaßnahme gegen Perso-
nen im Wartestand ist auch die Versetzung 
in den Ruhestand.

(3) Disziplinarmaßnahmen gegen Personen im 
Dienstverhältnis auf Probe oder auf Widerruf 
oder im Vorbereitungsdienst sind Verweis, 
Geldbuße und Kürzung der Bezüge. Ihre Ent-
lassung wegen einer Amtspflichtverletzung 
regeln die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und die gliedkirchli-
chen Zusammenschlüsse durch ihre Dienst- 
und Anstellungsgesetze.

(4) Disziplinarmaßnahmen gegen Ordinierte, die 
in einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis 
stehen, sind Verweis, Geldbuße, Amtsenthe-
bung zur Versetzung auf eine andere Stelle 
und Entzug der Rechte aus der Ordination. 

Die Möglichkeit, arbeitsrechtliche 
Maßnahmen zu ergreifen, bleibt 
unberührt.

(5) Disziplinarmaßnahmen gegen 
Ordinierte, die weder in einem 
besoldeten öffentlichrechtli-
chen Dienst- und Treueverhältnis 
noch in einem privatrechtlichen 
Arbeitsverhältnis stehen, sind 
Verweis, Geldbuße, Entzug der 
Rechte aus der Ordination und 
Entfernung aus dem Dienst.

§ 18 Entfernung aus dem Dienst
(1) Mit der Entfernung aus dem 

Dienst enden das Dienst- oder 
Auftragsverhältnis und alle damit 
verbundenen Nebentätigkeiten 
im kirchlichen Dienst. Die Entfer-
nung aus dem Dienst hat den Ent-
zug der Rechte aus der Ordination 
und den Verlust sämtlicher An-
sprüche aus dem Dienstverhält-
nis einschließlich des Anspruchs 
auf Versorgung zur Folge. § 13 
Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend. 
Wer aus dem Dienst entfernt wur-
de, kann einen Unterhaltsbeitrag 
nach Maßgabe der §§ 81 und 82 
erhalten.

(2) Die Zahlung der Bezüge wird mit 
dem Ende des Kalendermonats 
eingestellt, in dem die Entschei-
dung unanfechtbar wird.

(3) Wer aus dem Dienst entfernt 
wurde, darf nicht wieder in ein 

2. Dienst- und arbeitsrechtliche Sanktionen

§ 184g Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieses Gesetzes sind
1. sexuelle Handlungen nur solche, die im Hinblick auf das jeweils 
    geschützte Rechtsgut von einiger Erheblichkeit sind,
2. sexuelle Handlungen vor einem anderen nur solche, die vor einem 
    anderen vorgenommen werden, der den Vorgang wahrnimmt.
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öffentlich-rechtliches oder privat-
rechtliches Dienst- oder Auftrags-
verhältnis bei einem kirchlichen 
Dienstherrn oder Anstellungsträ-
ger berufen werden.

§ 24 Einleitung eines 
Disziplinarverfahrens
(1) Liegen zureichende tatsächli-

che Anhaltspunkte vor, die den 
Verdacht einer Amtspflichtver-
letzung begründen, so ist die 
disziplinaraufsichtführende Stelle 
verpflichtet, ein Disziplinarverfah-
ren einzuleiten. Die Einleitung ist 
aktenkundig zu machen.

(2) Die Person, gegen die sich ein 
Disziplinarverfahren richten kann, 
kann bei der obersten kirchlichen 
Dienstbehörde die Einleitung ei-
nes Disziplinarverfahrens gegen 
sich selbst beantragen, um sich 
von dem Verdacht einer Amts-
pflichtverletzung zu entlasten. 
Der Antrag darf nur abgelehnt 
werden, wenn keine zureichen-
den tatsächlichen Anhaltspunkte 
vorliegen, die den Verdacht einer 
Amtspflichtverletzung rechtfer-
tigen. Die Entscheidung ist der 
betroffenen Person mitzuteilen.

§ 44 Zulässigkeit
(1) Die disziplinaraufsichtführende 

Stelle kann die beschuldigte Per-
son gleichzeitig mit oder nach der 

Einleitung des Disziplinarverfahrens vorläufig 
des Dienstes entheben, wenn im Disziplinar-
verfahren voraussichtlich auf Entfernung aus 
dem Dienst erkannt werden wird oder wenn 
im Falle des Vorbereitungsdienstes oder ei-
nes Dienstverhältnisses auf Probe oder auf 
Widerruf voraussichtlich eine Entlassung er-
folgen wird. Sie kann die beschuldigte Person 
außerdem vorläufig ganz oder zum Teil des 
Dienstes entheben, wenn ihr Verbleiben im 
Dienst geeignet ist, die Glaubwürdigkeit der 
Wahrnehmung des kirchlichen Auftrages, das 
Ansehen der Kirche, den Dienstbetrieb oder 
die Ermittlungen wesentlich zu beeinträch-
tigen; sie kann ihr insbesondere ganz oder 
teilweise

1. die öffentliche Wortverkündigung und Sak-
ramentsverwaltung sowie die Vornahme von

 Amtshandlungen untersagen,
2. vorbehaltlich entgegenstehender Bestimmun-

gen der Evangelischen Kirche in Deutschland, 
der Gliedkirchen oder gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse

a) den Vorsitz und die Geschäftsführung im 
Kirchenvorstand sowie die Geschäftsführung 
des Pfarramts entziehen,

b) die Wahrnehmung von Mitgliedschaften in 
kirchlichen Organen und Leitungsgremien 
solcher Körperschaften, Anstalten und Stif-
tungen untersagen, die der Aufsicht der 
obersten kirchlichen Verwaltungsbehörde 
unterstehen und

c) die Verwaltung fremder Gelder verbieten.
(2) Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann 

gleichzeitig mit oder nach der vorläufigen 
Dienstenthebung anordnen, dass der be-

schuldigten Person bis zu 50 vom Hundert 
der monatlichen Bezüge einbehalten werden, 
wenn im Disziplinarverfahren voraussichtlich 
auf Entfernung aus dem Dienst erkannt wer-
den wird oder im Falle des Vorbereitungs-
dienstes oder eines Dienstverhältnisses auf 
Probe oder auf Widerruf voraussichtlich eine 
Entlassung erfolgen wird. In den übrigen Fäl-
len der vorläufigen Dienstenthebung können 
die Bezüge bis auf den Betrag des Warte-
geldes herabgesetzt werden, das zustehen 
würde, wenn die beschuldigte Person zum 
Zeitpunkt der vorläufigen Dienstenthebung in 
den Wartestand versetzt worden wäre.

(3) Richtet sich das Disziplinarverfahren gegen 
eine Person im Ruhestand oder Wartestand, 
kann die disziplinaraufsichtführende Stelle 
gleichzeitig mit oder nach der Einleitung des 
Disziplinarverfahrens anordnen, dass bis zu 
30 vom Hundert der Bezüge einbehalten wer-
den, wenn voraussichtlich auf Entfernung aus 
dem Dienst erkannt werden wird.

(4) Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann 
die vorläufige Dienstenthebung sowie die Ein-
behaltung von Bezügen jederzeit ganz oder 
teilweise aufheben.

(5) Die Anfechtungsklage gegen die Anordnung 
der vorläufigen Dienstenthebung hat keine 
aufschiebende Wirkung. 

Die fristlose Kündigung ist in § 626 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs (BGB) geregelt:

§ 626 Fristlose Kündigung aus 
wichtigem Grund
(1) Das Dienstverhältnis kann von je-

dem Vertragsteil aus wichtigem 
Grund ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist gekündigt wer-
den, wenn Tatsachen vorliegen, 
auf Grund derer dem Kündigen-
den unter Berücksichtigung aller 
Umstände des Einzelfalles und 
unter Abwägung der Interessen 
beider Vertragsteile die Fortset-
zung des Dienstverhältnisses bis 
zum Ablauf der Kündigungsfrist 
oder bis zu der vereinbarten Be-
endigung des Dienstverhältnisses 
nicht zugemutet werden kann.

(2) Die Kündigung kann nur inner-
halb von zwei Wochen erfolgen. 
Die Frist beginnt mit dem Zeit-
punkt, in dem der Kündigungs-
berechtigte von den für die Kün-
digung maßgebenden Tatsachen 
Kenntnis erlangt. Der Kündigende 
muss dem anderen Teil auf Ver-
langen den Kündigungsgrund 
unverzüglich schriftlich mitteilen.
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Sexuelle Belästigung ist in der Regel 
keine Straftat, stellt aber ebenfalls 
eine Verletzung der Pflichten aus 
dem Dienst- oder Arbeitsverhältnis 
dar. Auch in Fällen einer sexuellen 
Belästigung ist daher ein Diszipli-
narverfahren einzuleiten oder eine 
arbeitsrechtliche Sanktion (Abmah-
nung, ggf. auch Kündigung) zu ver-
hängen. Der Begriff der sexuellen 
Belästigung ist in § 3 Abs. 4 des 
Allgemeinen Gleichbehandlungsge-
setzes (AGG) definiert. 

Nachfolgend sind die beiden maß-
geblichen Bestimmungen des AGG 
abgedruckt: 

§ 2 Anwendungsbereich
(1) Benachteiligungen aus einem in 

§ 1 genannten Grund sind nach 
Maßgabe dieses Gesetzes unzu-
lässig in Bezug auf:

1. die Bedingungen, einschließlich 
Auswahlkriterien und Einstel-
lungsbedingungen, für den Zu-
gang zu unselbstständiger und 
selbstständiger Erwerbstätigkeit, 
unabhängig von Tätigkeitsfeld 
und beruflicher Position, sowie 
für den beruflichen Aufstieg,

2. die Beschäftigungs- und Arbeits-
bedingungen einschließlich Ar-
beitsentgelt und Entlassungs-
bedingungen, insbesondere in 
individual- und kollektivrechtli-
chen Vereinbarungen und Maß-

nahmen bei der Durchführung und Beendi-
gung eines Beschäftigungsverhältnisses sowie 
beim beruflichen Aufstieg,

3. den Zugang zu allen Formen und allen Ebe-
nen der Berufsberatung, der Berufsbildung 
einschließlich der Berufsausbildung, der be-
ruflichen Weiterbildung und der Umschulung 
sowie der praktischen Berufserfahrung,

4. die Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer 
Beschäftigten- oder Arbeitgebervereinigung 
oder einer Vereinigung, deren Mitglieder ei-
ner bestimmten Berufsgruppe angehören, 
einschließlich der Inanspruchnahme der Leis-
tungen solcher Vereinigungen,

5. den Sozialschutz, einschließlich der sozialen 
Sicherheit und der Gesundheitsdienste,

6. die sozialen Vergünstigungen,
7. die Bildung,
8. den Zugang zu und die Versorgung mit Gü-

tern und Dienstleistungen, die der Öffent-
lichkeit zur Verfügung stehen, einschließlich 
von Wohnraum.

(2) Für Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch 
gelten § 33c des Ersten Buches Sozialgesetz-
buch und § 19a des Vierten Buches Sozialge-
setzbuch. Für die betriebliche Altersvorsorge 
gilt das Betriebsrentengesetz.

(3) Die Geltung sonstiger Benachteiligungsver-
bote oder Gebote der Gleichbehandlung wird 
durch dieses Gesetz nicht berührt. Dies gilt 
auch für öffentlich-rechtliche Vorschriften, 
die dem Schutz bestimmter Personengruppen 
dienen.

(4) Für Kündigungen gelten ausschließlich die 
Bestimmungen zum allgemeinen und beson-
deren Kündigungsschutz.

§ 3 Begriffsbestimmungen
(1) Eine unmittelbare Benachteiligung 

liegt vor, wenn eine Person wegen 
eines in § 1 genannten Grundes eine 
weniger günstige Behandlung erfährt, 
als eine andere Person in einer ver-
gleichbaren Situation erfährt, erfah-
ren hat oder erfahren würde. Eine 
unmittelbare Benachteiligung wegen 
des Geschlechts liegt in Bezug auf § 2 
Abs. 1 Nr. 1 bis 4 auch im Falle einer 
ungünstigeren Behandlung einer Frau 
wegen Schwangerschaft oder Mutter-
schaft vor.

(2) Eine mittelbare Benachteiligung liegt 
vor, wenn dem Anschein nach neut-
rale Vorschriften, Kriterien oder Ver-
fahren Personen wegen eines in § 1 
genannten Grundes gegenüber ande-
ren Personen in besonderer Weise be-
nachteiligen können, es sei denn, die 
betreffenden Vorschriften, Kriterien 
oder Verfahren sind durch ein recht-
mäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt 
und die Mittel sind zur Erreichung die-
ses Ziels angemessen und erforderlich.

(3) Eine Belästigung ist eine Benach-
teiligung, wenn unerwünschte Ver-
haltensweisen, die mit einem in § 1 
genannten Grund in Zusammenhang 
stehen, bezwecken oder bewirken, 
dass die Würde der betreffenden 
Person verletzt und ein von Ein-
schüchterungen, Anfeindungen, Er-
niedrigungen, Entwürdigungen oder 
Beleidigungen gekennzeichnetes Um-
feld geschaffen wird.

(4) Eine sexuelle Belästigung ist eine 
Benachteiligung in Bezug auf § 
2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4, wenn ein 
unerwünschtes, sexuell bestimm-
tes Verhalten, wozu auch uner-
wünschte sexuelle Handlungen 
und Aufforderungen zu diesen, 
sexuell bestimmte körperliche Be-
rührungen, Bemerkungen sexuel-
len Inhalts sowie unerwünschtes 
Zeigen und sichtbares Anbringen 
von pornographischen Darstel-
lungen gehören, bezweckt oder 
bewirkt, dass die Würde der be-
treffenden Person verletzt wird, 
insbesondere wenn ein von Ein-
schüchterungen, Anfeindungen, 
Erniedrigungen, Entwürdigungen 
oder Beleidigungen gekennzeich-
netes Umfeld geschaffen wird.

(5) Die Anweisung zur Benachtei-
ligung einer Person aus einem 
in § 1 genannten Grund gilt als 
Benachteiligung. Eine solche An-
weisung liegt in Bezug auf § 2 
Abs. 1 Nr. 1 bis 4 insbesondere 
vor, wenn jemand eine Person zu 
einem Verhalten bestimmt, das 
einen Beschäftigten oder eine 
Beschäftigte wegen eines in § 1 
genannten Grundes benachtei-
ligt oder benachteiligen kann.

3. Sexuelle Belästigung
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Wer im Rahmen einer förmlichen 
Beichte (also mit Sündenbekenntnis 
und Absolution) von einem Fall sexu-
alisierter Gewalt erfährt, muss darü-
ber schweigen. Dasselbe gilt, wenn 
jemand im Rahmen der Seelsorge 
Kenntnis von einem Fall sexualisier-
ter Gewalt bekommt. Bei Kenntnissen 
im Rahmen der Seelsorge ist es aller-
dings zulässig, andere, auch kirchli-
che Dienststellen oder die staatlichen 
Strafverfolgungsbehörden, zu unter-
richten, wenn der Gesprächspartner/
die Gesprächspartnerin (nicht das 
Landeskirchenamt!) den Seelsorger/
die Seelsorgerin von der Schweige-
pflicht befreit. Bei der seelsorglichen 
Begleitung von Opfern sexualisierter 
Gewalt ist es daher wichtig, die Be-
troffenen so stark zu machen, dass sie 
einer Offenlegung der Gewaltanwen-
dung zustimmen oder – noch besser 
– sie selbst gegenüber den staatlichen 
Strafverfolgungsbehörden anzeigen.

Für Pastoren und Pastorinnen sind Beichtgeheim-
nis und seelsorgliche Schweigepflicht in § 30 
des Pfarrdienstgesetzes (PfDG) der EKD geregelt: 

§ 30 Beichtgeheimnis und 
seelsorgliche Schweigepflicht
(1) Pfarrerinnen und Pfarrer sind verpflichtet, 

das Beichtgeheimnis gegenüber jedermann 
unverbrüchlich zu wahren.

(2) Pfarrerinnen und Pfarrer haben auch über al-
les zu schweigen, was ihnen in Ausübung der 
Seelsorge anvertraut worden oder bekannt 
geworden ist. Werden sie von der Person, die 
sich ihnen anvertraut hat, von der Schweige-
pflicht entbunden, sollen sie gleichwohl sorg-
fältig prüfen, ob und inwieweit sie Aussagen 
oder Mitteilungen verantworten können.

(3) Soweit Pfarrerinnen und Pfarrern Nachteile 
aus der Pflicht zur Wahrung des Beichtge-
heimnisses und der seelsorglichen Schweige-
pflicht entstehen, hat die Kirche ihnen und ih-
rer Familie Schutz und Fürsorge zu gewähren.

Privatrechtlich Beschäftigte sind an die seelsorg-
liche Schweigepflicht nur dann gebunden, wenn 
sie einen bestimmten Seelsorgeauftrag nach § 
3 Abs. 2 des Seelsorgegeheimnisgesetzes der 
EKD besitzen. Dies ist vor allem bei Diakonen 
und Diakoninnen der Fall, die im Bereich der 
Sonderseelsorge oder als Kirchenkreisjugend-
warte/Kirchenkreisjugendwartinnen tätig sind. 
Auch ehrenamtlich Mitarbeitende stehen unter 
seelsorglicher Schweigepflicht, wenn sie wie z.B. 
Mitarbeitende in der Telefonseelsorge oder in 
der Notfallseelsorge einen besonderen Seelsor-
geauftrag wahrnehmen und dafür besonders 
qualifiziert wurden.  

Wer an die seelsorgliche Schweigepflicht gebun-
den ist, kann sich unabhängig von der Rechtsna-
tur des Dienst- oder Arbeitsverhältnisses gleich-
zeitig vor staatlichen Gerichten als Geistlicher/
Geistliche auf ein Zeugnisverweigerungsrecht 
berufen, soweit es um Sachverhalte geht, die im 
Rahmen der Seelsorge bekannt geworden sind. 
Dieses Zeugnisverweigerungsrecht ist in § 53 der 
Strafprozessordnung (StPO) geregelt: 

§ 53 Zeugnisverweigerungsrecht
(1) Zur Verweigerung des Zeugnisses sind ferner 

berechtigt
1. Geistliche über das, was ihnen in ihrer Eigen-

schaft als Seelsorger anvertraut worden oder 
bekanntgeworden ist;

2. Verteidiger des Beschuldigten über das, was 
ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut wor-
den oder bekanntgeworden ist;

3. Rechtsanwälte, Patentanwälte, Notare, 
Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer, 

Steuerberater und Steuerbevoll-
mächtigte, Ärzte, Zahnärzte, Psy-
chologische Psychotherapeuten, 
Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten, Apotheker und 
Hebammen über das, was ihnen 
in dieser Eigenschaft anvertraut 
worden oder bekanntgeworden 
ist, Rechtsanwälten stehen dabei 
sonstige Mitglieder einer Rechts-
anwaltskammer gleich;

3a. Mitglieder oder Beauftragte ei-
ner anerkannten Beratungsstelle 
nach den §§ 3 und 8 des Schwan-
gerschaftskonfliktgesetzes über 
das, was ihnen in dieser Eigen-
schaft anvertraut worden oder 
bekanntgeworden ist;

3b. Berater für Fragen der Betäu-
bungsmittelabhängigkeit in einer 
Beratungsstelle, die eine Behörde 
oder eine Körperschaft, Anstalt 
oder Stiftung des öffentlichen 
Rechts anerkannt oder bei sich 
eingerichtet hat, über das, was 
ihnen in dieser Eigenschaft an-
vertraut worden oder bekannt-
geworden ist;

4. Mitglieder des Deutschen Bundes-
tages, der Bundesversammlung, 
des Europäischen Parlaments aus 
der Bundesrepublik Deutschland 
oder eines Landtages über Perso-
nen, die ihnen in ihrer Eigenschaft 
als Mitglieder dieser Organe oder 
denen sie in dieser Eigenschaft 

4. Schweigepflichten und Zeugnisverweigerungsrechte

Eine sexuelle Belästigung kann den Tatbestand der Beleidigung erfüllen (sog. tätliche 
Beleidigung). Die Beleidigung ist in § 185 des Strafgesetzbuchs (StGB) geregelt. Die 
Beleidigung ist allerdings ein sog. Privatklagedelikt, d.h. in der Regel müssen Betroffene 
selbst eine sog. Privatklage vor dem zuständigen Amtsgericht erheben. Die Staatsan-
waltschaft wird nur ausnahmsweise tätig, wenn ein sog. öffentliches Interesse an der 
Strafverfolgung besteht. 
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Tatsachen anvertraut haben, so-
wie über diese Tatsachen selbst;

5. Personen, die bei der Vorberei-
tung, Herstellung oder Verbrei-
tung von Druckwerken, Rund-
funksendungen, Filmberichten 
oder der Unterrichtung oder Mei-
nungsbildung dienenden Informa-
tions- und Kommunikationsdiens-
ten berufsmäßig mitwirken oder 
mitgewirkt haben.

Dienstliche Vorgänge, die keine Seel-
sorge-Angelegenheiten darstellen, 
aber trotzdem vertraulich sind (z.B. 
Beratungen im Kirchenvorstand), 
dürfen nur offenbart werden, wenn 
eine Aussagegenehmigung vorliegt. 
Diese erteilt bei Pastoren und Pas-
torinnen das Landeskirchenamt, im 
Übrigen der jeweilige Arbeitgeber. 
Zu beachten ist, dass die kirchliche 
Beratungsarbeit von staatlicher Seite 
nicht als Seelsorge anerkannt wird. 
Mitarbeitende kirchlicher Beratungs-
stellen können sich daher nur dann 
auf das Zeugnisverweigerungsrecht 
nach § 53 StPO berufen, wenn sie 
in einer anerkannten Schwanger-
schaftskonfliktberatungsstelle nach 
§ 53 Abs. 1 Nr. 3a StPO arbeiten. 
Um die Vertraulichkeit der kirchli-
chen Beratungsarbeit zu schützen, 
wird die Aussagegenehmigung in 
der Regel verweigert. Das wird von 
den staatlichen Stellen in der Regel 

auch anerkannt. Wegen der gesamtkirchlichen 
Bedeutung einer Aussagegenehmigung in die-
sen Fällen liegt die Letztentscheidung über eine 
Aussagegenehmigung beim Landeskirchenamt. 
 
Die Pflicht zur dienstlichen Verschwiegenheit ist 
für Pastoren und Pastorinnen in § 31 des Pfarr-
dienstgesetzes der EKD geregelt: 

§ 31 Amtsverschwiegenheit
(1) Pfarrerinnen und Pfarrer haben über alle An-

gelegenheiten, die ihnen in Ausübung ihres 
Dienstes bekannt geworden sind, Verschwie-
genheit zu bewahren. Dies gilt nicht für Mit-
teilungen im dienstlichen Verkehr oder von 
Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer 
Bedeutung nach keiner Geheimhaltung be-
dürfen, sofern nicht ein Vorbehalt ausdrück-
lich angeordnet oder vereinbart ist. Dies gilt 
auch über den Bereich eines Dienstherrn 
hinaus sowie nach Beginn des Ruhestandes 
und nach Beendigung des Pfarrdienstverhält-
nisses.

(2) Pfarrerinnen und Pfarrer dürfen über Ange-
legenheiten, die nach Absatz 1 der Amtsver-
schwiegenheit unterliegen, ohne Genehmi-
gung weder vor Gericht noch außergerichtlich 
aussagen oder Erklärungen abgeben. Die Ge-
nehmigung kann versagt werden, wenn durch 
die Aussage besondere kirchliche Interessen 
gefährdet würden. Hat sich der Vorgang, der 
den Gegenstand der Äußerung bildet, bei ei-
nem früheren Dienstherrn ereignet, darf die 
Genehmigung nur mit dessen Zustimmung 
erteilt werden.

Für privatrechtlich Beschäftigte ergibt 
sich die Verschwiegenheitspflicht aus 
§ 8 der Dienstvertragsordnung der 
Konföderation evangelischer Kirchen 
in Niedersachsen:

§ 8 Verschwiegenheitspflicht
Die Mitarbeiterin hat Verschwiegen-
heit über die ihr bei Ausübung ihres 
Dienstes bekannt gewordenen Ange-
legenheiten zu wahren, soweit dies 
ihrer Natur nach erforderlich oder 
durch Dienstvorschrift oder den An-
stellungsträger angeordnet ist. Dies 
gilt auch für die Zeit nach Beendigung 
des Dienstverhältnisses.
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Im Verhältnis zum Schutzauftrag nach § 

8a SGB VIII sind besondere Verfahrens-

regelungen zu beachten, um sicherzu-

stellen, dass sowohl die Schweigepflicht 

gewahrt als auch dem Schutzauftrag 

bei Kindeswohlgefährdung entsprochen 

wird. Hinweise zum Thema Kindeswohl 

in der Praxis bieten die weiteren Broschü-

ren dieser Materialreihe zur Prävention 

sexualisierter Gewalt in der Evangelisch-

lutherischen Landeskirche Hannovers. Die 

Materialien sind auch unter praevention.

landeskirche-hannovers.de abrufbar.
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